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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die gemeinsame Marktorganisation für Zucker 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 42, 43, 200 Absatz (3) und 227, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Funktionieren und die Entwicklung des Ge- 
meinsamen Marktes für landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse müssen Hand in Hand gehen mit der Einfüh- 
rung einer gemeinsamen Agrarpolitik; diese Politik 
muß vor allem eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte umfassen, die bei den einzelnen Er- 
zeugnissen jeweils verschiedene Formen annehmen 
kann. 

Um den Zuckerrüben- und Zuckerrohrerzeugern 
der Gemeinschaft die Beibehaltung ihrer Beschäf- 
tigung und ihres Lebensstandards zu garantie- 
ren, muß man Maßnahmen zur Stabilisierung des 
Zuckermarktes vorsehen und zu diesem Zweck 
jährlich für das Gebiet mit dem größten Überschuß 
in der Gemeinschaft einen Rieht- und einen Inter- 
ventionspreis für Weißzucker sowie in anderen Ge- 
bieten der Gemeinschaft abgeleitete Interventions- 
preise festlegen, wobei den regionalen Preisunter- 
schieden auf Grund der natürlichen Preisbildungs- 
bedingungen auf dem Markt bei normaler Ernte 
sowie der Verarbeitungsstufe Rechnung zu tragen 
ist; das obengenannte Ziel kann dadurch erreicht 
werden, daß die Interventionsstellen zu Interven- 
tionspreisen ankaufen; weiterhin können Denatu- 
rierungsprämien für die menschliche Ernährung un- 
brauchbar gemachten Zucker sowie ein System zur 
Erstattung der Einlagerungskosten für Zucker zum 
gleichen Ziel führen. 

Es muß sichergestellt werden, daß diese Regelung 
des Zuckermarktes Wirkungen für die Zuckerrüben- 
und Zuckerrohrerzeuger nach sich zieht; es ist da- 
her angezeigt, für Zuckerrüben Mindestpreise fest- 
zusetzen, zu denen die Zuckerhersteller die Rüben 
ankaufen müssen, gemeinschaftliche Rahmenbestim- 
mungen zur Regelung der vertraglichen Beziehun- 
gen zwischen den Zuckerherstellern und den Rüben- 
erzeugern vorzusehen und die Vorschriften zu er- 
lassen, mit denen dieses Ziel für die Zuckerrohr- 
erzeuger erreicht werden kann. 

Die Verwirklichung eines einheitlichen Zucker- 
marktes für die Gemeinschaft setzt außer einem 
einheitlichen Preissystem die Einführung einer ein- 
heitlichen Regelung des Handels an den Außen- 
grenzen der Gemeinschaft voraus; außer dem Inter- 
ventionssystem bezweckt eine Handelsregelung mit 


einem System von Abschöpfungen und Erstattungen 
bei der Ausfuhr ebenfalls eine Stabilisierung des 
Gemeinschaftsmarktes auf dem vorgesehenen Ni- 
veau, wonach vor allem vermieden wird, daß sich 
die Höhe der Weltmarktpreise und deren Schwan- 
kungen auf die innerhalb der Gemeinschaft gelten- 
den Preise auswirken; folglich sind die Erhebung 
einer Abschöpfung bei Einfuhren aus dritten Län- 
dern und die Zahlung einer Erstattung bei Ausfuh- 
ren nach diesen Ländern vorzusehen, wodurch der 
Unterschied zwischen den außerhalb und innerhalb 
der Gemeinschaft geltenden Preise ausgeglichen 
werden soll, falls der V/eltmarktpreis unter dem 
Preis der Gemeinschaft liegt; im umgekehrten Falle 
ist die Einführung eines entsprechenden Systems 
angezeigt; ergänzend zu der oben geschilderten 
Regelung ist, soweit dies zum reibungslosen Funk- 
tionieren des Ausfuhrerstattungssystems notwendig 
ist, die Möglichkeit vorzusehen, die Inanspruch- 
nahme des sog. aktiven Veredelungsverkehrs zu 
regeln und, sofern die Marktlage dies erfordert, 
zu untersagen. 

Die zuständigen Behörden müssen in die Lage 
versetzt werden, die Bewegung des Warenverkehrs 
ständig zu verfolgen, um die Marktentwicklung be- 
urteilen zu können, und gegebenenfalls die in die- 
ser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen, welche 
die Entwicklung des Warenverkehrs erfordert, an- 
zuwenden ; zu diesem Zweck sind Einfuhr- und Aus- 
fuhrlizenzen und im Zusammenhang damit die Stel- 
lung einer Kaution vorzusehen, womit die Durch- 
führung der Transaktionen, für die sie beantragt 
wurden, gewährleistet werden soll. 

Das System der Abschöpfungen macht weitere 
Schutzmaßnahmen an den Außengrenzen der Ge- 
meinschaft überflüssig; in Ausnahmefällen kann es 
jedoch Vorkommen, daß der Mechanismus der ge- 
meinsamen Preise und Abschöpfungen nicht richtig 
zum Zuge kommt; damit der Gemeinschaftsmarkt in 
derartigen Fällen nicht schutzlos den dadurch dro- 
henden Störungen ausgesetzt wird, während die 
zuvor bestehenden Einfuhrhindernisse abgeschafft 
wurden, muß der Gemeinschaft die Möglichkeit ge- 
geben werden, rasch alle erforderlichen Maßnah- 
men zu treffen. 

Die Verwirklichung eines einheitlichen Markts für 
Zucker setzt an sich schon die Beseitigung aller Be- 
hinderungen des freien Verkehrs mit den betref- 
fenden Waren an den Binnengrenzen der Gemein- 
schaft voraus; dieser freie Warenverkehr erfordert 
ferner die Abschaffung aller Hindernisse, welche die 
Mitgliedstaaten unter Umständen den Verkäufern 
und Käufern dieser Erzeugnisse bei der freien Wahl 
ihres Vertragspartners in den Weg legen. 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1284 


In den letzten Jahren hat die Zuckererzeugung in 
der Gemeinschaft mehrfach den Verbrauch über- 
stiegen; die Lage auf dem Weltmarkt steht unter 
dem Zeichen bedeutender Überschüsse; es ist da- 
her notwendig, für eine Übergangszeit Maßnalimen 
zur Einschränkung der Produktion vorzusehen und 
die regionale Spezialisierung der Erzeugung zu 
fördern. 

Dieses Ziel kann einmal dadurch erreicht werden, 
daß für jede Zuckerfabrik in der Gemeinschaft eine 
Grundquote festgelegt wird, in deren Rahmen die 
Gemeinschaft die Preis- und Absatzgarantien über- 
nimmt, und zum anderen dadurch, daß die Garan- 
tie bei den über die Grundquote hinausgehenden 
Mengen eingeschränkt wird oder wegfällt, was je- 
weils davon abhängt, ob eine bestimmte Höchst- 
mengc überschritten wird. 

Um dieses Ziel zu erreichen, muß die Einschrän- 
kung der Zuckerproduktion zu einer Einschränkung 
der Rübenerzeugung führen; zu diesem Zweck sind 
Sonderbestimmungen für die Lieferverträge zwi- 
schen Zuckerherstellern und Rübenerzeugern, vor 
allem bezüglich des Rübenpreises, vorzusehen. 

Die Verwirklichung eines auf einem System ge- 
meinsamer Preise beruhenden einheitlichen Mark- 
tes würde durch die Gewährung einzelstaatlicher 
Beihilfen in Frage gestellt; die Bestimmungen über 
die Gewährung von Beihilfen für die Landwirt- 
schaft wurden im Rahmen der Verordung Nr. 2b, 
geändert durch die Verordnung Nr. . . ./EWG . . ., 
festgelegt. | 

Die Zuckerrüben- und Zuckererzeugung in Italien | 
ist jedoch durch das Mittelmeerkliina und, was die | 
Rübenerzeugung betrifft, durch die verspätete Ein- 
führung neuzeitlicher Produktionsmethoden be- 
nachteiligt; für diese Produktion ist die Möglichkeit 
vorübergehender Beihilfen vorzusehen. 

Der Übergang von der Regelung der Verordnung 
Nr. . . ./67/EWG des Rates vom über bestimmte 
Maßnahmen der Gemeinsamen Marktorganisation 
für Zucker im Wirtschaftsjahr 1967/1968 zu dem sich 
aus dieser Verordnung ergebenden System muß 
unter den bestmöglichen Bedingungen erfolgen; zu 
diesem Zweck können sich gewissen Übergangs- 
maßnahmen als notwendig erweisen; die gleiche 
Notwendigkeit kann bei jedem Übergang von einem 
Zuckerwirtschaftsjahr zum nächsten auf treten; es ist 
daher die Möglichkeit vorzusehen, geeignete Maß- 
nahmen zu treffen. 

Zur Garantie des Zuckerpreises sind Interven- 
tionen unerläßlich; angesichts der besonderen Be- 
deutung der Zuckererzeugung für die Wirtschaft der 
französischen überseeischen Departements müssen 
die Bestimmungen für die Abteilung Garantie des 
Europäischen Ausrichtung^- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft auf diese Departements Anwen- 
dung finden. 

Die Gemeinsame Marktorganisation für Zucker 
muß gleichzeitig und in geeigneter Weise den Zie- 
len der Artikel 39 und 110 des Vertrages Rechnung 
tragen. 

Um die Durchführung der geplanten Bestimmun- | 
gen zu erleichtern, ist ein Verfahren vorzusehen, , 


mit dem eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission in einem Ver- 
waltungsausschuß geschaffen wird — 

FIAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 


1. Die gemeinsame Marktorganisation für Zucker 
umfaßt eine Preis- und Handelsregelung und wird 
auf die nachstehenden Erzeugnisse angewandt: 


Nummer 
des Ge- 
meinsamen 
Zolltarifs 


Warenbezeichnung 


a) 17.01 Rüben- und Rohrzucker, fest; 

b) 12.04 Zuckerrüben (auch Schnitzel), frisch ge- 

trocknet oder gemahlen, Zuckerrohr; 

c) 17.03 Melasse, auch entfärbt; 

d) ex 17.02 Andere Zucker (ausgenommen Laktose 

und Glukose), Sirupe (ausgenommen Lak- 
tosesirup und Glukosesirup); Kunstho- 
nig, auch mit natürlichem Honig ver- 
mischt; Zucker und Melassen, karameli- 
siert; 

ex 17.05 Zucker (ausgenommen Laktose und Glu- 
kose), Sirupe (ausgenommen Laktose- 
sirup und Glukosesirup) und Melassen, 
aromatisiert oder gefärbt (einschließlich 
Vanille- und Vanillinzucker), ausgenom- 
men Fruchtsäfte mit beliebigem Zusatz 
von Zucker. 

2. In dieser Verordnung werden bezeichnet als: 

— Weißzucker: Zucker der Tarifnr. 17.01 des Ge- 

meinsamen Zolltarifs mit einem im 
trockenen Zustand nach der polari- 
metrischen Methode bestimmten 
Saccharosegehalt von mindestens 
99 Gewichtshundertteilen. 

— Rohzucker: Zucker der Tarifnr. 17.01 des Ge- 

meinsamen Zolltarifs mit einem im 
trockenen Zustand nach der polari- 
metrischen Methode bestimmten 
Saccharosegehalt von weniger als 
99 Gewichtshundertteilen. 


TITEL I 

Preisregelung 

Artikel 2 

1. Für das wichtigste Überschußgebiet der Gemein- 
schaft wird jährlich ein Richtpreis für Weißzucker 
festgesetzt. 

Der Richtpreis gilt für Weißzucker einer bestimmten 
Standardqualität, unverpackt, ab Fabrik, ohne Steu- 
ern in dieser Stufe, verladen auf einem vom Käufer 
gewählten Transportmittel. 
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2. Der Richtpreis wird jährlich vor dem 1. August 
für das am 1. Juli des folgenden Kalenderjahres be- 
ginnende Zuckerwirtschaftsjahr nach dem Verfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags festgesetzt. 

Nach dem gleichen Verfahren werden 

— zur gleichen Zeit wie der Richtpreis das wich- 
tigste Überschußgebiet der Gemeinschaft und 

— die Standardqualität für Weißzucker bestimmt. 

Artikel 3 

1. Für das wichtigste Überschußgebiet der Gemein- 
schaft wird jährlich ein Interventionspreis für Weiß- 
zucker festgesetzt. 

2. Für andere Gebiete werden abgeleitete Interven- 
tionspreise unter Berücksichtigung der regionalen 
Preisunterschiede für Zucker festgesetzt, die bei nor- 
maler Ernte und freiem Warenverkehr mit Zucker 
auf Grund der natürlichen Bedingungen der Markt- 
preisbildung zu erwarten sind. 

3. Die in Absatz 1 und 2 genannten Interventions- 
preise gelten für Weißzucker der Standardqualität, 
für die auch der Richtpreis gilt, unverpackt, ab Fa- 
brik, ohne Steuern in dieser Stufe, verladen auf 
einem vom Käufer gewählten Transportmittel. 

4. In den französischen überseeischen Departe- 
ments gelten die abgeleiteten Interventionspreise 
für Rohzucker einer bestimmten Standardqualität, 
ohne Steuern in dieser Stufe, fob gestaut Seeschiff 
im Verschiffungshafen. Bei der Ableitung dieser In- 
terventionspreise werden neben den in Absatz 2 ge- 
nannten Regeln eine einheitliche Verarbeitungs- 
spanne und ein pauschaler Ausbeutesatz berück- 
sichtigt. 

5. Der Interventionspreis für das wichtigste Über- 
schußgebiet wird zur gleichen Zeit wie der Richt- 
preis nach dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 
des Vertrags festgesetzt. 

Ferner setzt der Rat auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags 

— jährlich für das folgende Zuckerwirtschaftsjahr 
die in Absatz 2 genannten Gebiete, 

— gleichzeitig auch die für diese Gebiete geltenden 
abgeleiteten Interventionspreise und 

— die Standardqualität für Rohzucker fest. 

Artikel 4 

1. Für jedes Rübenzucker erzeugende Gebiet, für 
das ein Interventionspreis festgesetzt wird, wird 
jährlich 

— ein Mindestpreis für Zuckerrüben gemäß Ab- 
satz 2 und 3 und 

— ein Mindestpreis für Zuckerrüben außerhalb der 
Grundquote gemäß Artikel 28 festgesetzt. 

Beide Preise gelten für eine bestimmte Anliefe- 
rungsstufe und eine bestimmte Standardqualität. 


2. Der Mindestpreis für Zuckerrüben wird von dem 
in dem betreffenden Gebiet geltenden Interventions- 
preis für Weißzucker abgeleitet unter Berücksichti- 
gung eines pauschalen Betrags für die Gemeinschaft 
für 

— die Verarbeitungsspanne, 

— den Ausbeutesatz, 

— die Erlöse der Fabriken aus Melasseverkäufen 
und 

■ — gegebenenfalls die durch Anlieferung der Zuk- 
kerrüben an die Fabrik entstehenden Kosten. 

3. Gleichzeitig mit der Festsetzung des Richtpreises 
werden nach dem Verfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags 

— - der Mindestpreis für Zuckerrüben für das wich- 
tigste Überschußgebiet der Gemeinschaft festge- 
setzt sowie 

— die Anlieferungsstufe und Standardqualität der 
Zuckerrüben bestimmt. 

Gleichzeitig mit den abgeleiteten Interventionsprei- 
sen setzt der Rat auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags die übrigen Mindestpreise 
für Zuckerrüben fest. 

Artikel 5 

1. Vorbehaltlich der Artikel 27 Absatz 4 und 29 
sind die Zuckerhersteller verpflichtet, beim Kauf der 
Rüben, die zu Zucker verarbeitet werden, mindestens 
den durch Zu- oder Abschläge entsprechend den 
Qualitätsunterschieden gegenüber der für den Min- 
destpreis maßgebenden Standardqualität berichtig- 
ten Mindestpreis für Zuckerrüben zu zahlen. 

2. Die Zu- und Abschläge werden nach dem Ver- 
fahren des Artikels 36 festgesetzt. 

Artikel 6 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags Rahmenvorschriften, insbeson- 
dere über die Zuordnung von ausgelaugten Schnit- 
zeln und Melasse. Diese Rahmenvorschriften sind für 
die Branchenvereinbarungen sowie die Einzel-, Kol- 
lektiv- und Gesellschaftsverträge zwischen Rübenan- 
bauern und Zuckerherstellern verbindlich. 

Artikel 7 

1. Die Bedingungen für den Kauf von Zuckerrohr 
werden durch Branchenvereinbarungen zwischen den 
Zuckerrohranbauern und den Zuckerherstellern fest- 
gelegt. 

2. Wenn keine Branchenvereinbarungen bestehen, 
bestimmt der betreffende Mitgliedstaat die Kaufbe- 
dingungen und zwar vor allem, welchen Mindestan- 
teil des Interventionspreises für Rohrzucker der 
Zuckerhersteller den Verkäufern von Zuckerrohr zu 
zahlen hat. 
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Artikel 8 

1. Die Lagerkosten für Weißzucker und Rohzucker, 
hergestellt aus innerhalb der Gemeinschaft geernte- 
ten Zuckerrüben bzw. Zuckerrohr, werden von den 
Mitgliedstaaten vergütet. 

Die Mitgliedstaaten erheben von jedem Zucker- 
hersteller entsprechend seiner Erzeugung eine Ab- 
gabe. 

Die Höhe der Vergütung ist für die Gemeinschaft: 
einheitlich. Das gleiche gilt für die Abgabe. 

2. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags die Grundregeln für die Durch- 
führung von Absatz 1 fest. 

3. Die Höhe der Vergütung und der Abgabe wird 
Jährlich nach dem Verfahren des Artikels 3ü fest- 
gesetzt. Die übrigen Durchführungsbestimmungen zu 
diesem Artikel werden nach dem gleichen Verfahren 
erlassen. 

Artikel 9 

1. Während dos gesamten Zuckerwirtschaltsjahres 
kaufen die von den zuckererzeugenden Mitglied- 
staaten bestimmten Interventionsstellen den ihnen j 
angebotenen Weißzucker und Rohrrohzucker, sofern ! 
er aus innerhalb der Gemeinschaft geernteten Zuk- 
kerrüben bzw. Zuckerrohr hergestellt worden ist, | 
zum Inlerventionspreis, der durch Zu- oder Ab- 
Schläge entsprechend den Qualitätsunterschieden j 
gegenüber der für den Interventionspreis maßgeben- | 
den Standardcpialität berichtigt wird. 

2. Für Zucker, der zur menschlichen Ernährung un- 
geeignet gemacht wurde, können die Interventions- 
stellen Denaturierungsprämien gewähren. 

3. Die in Absatz 1 und 2 vorgesehene Interven- 
tionsregelung gilt bis zum 31. Dezember 1969 auch 
für Rübenrohzucker. 

4. Für den zur Herstellung bestimmter Erzeugnisse 
der chemischen Industrie verwendeten Zucker wird 
eine Erstattung bei der Erzeugung gewährt. 

5. Die Liste der in Absatz 4 genannten Erzeugnisse 
wird vom Rat auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags festgelegt. 

Nach dem gleichen Verfahren erläßt der Rat die 
Grundregeln für die Anwendung der Absätze 1, 2 
und 4. 

6. Die Zu- und Abschläge werden nach dem Ver- 
fahren des Artikels 3G festgesetzt. Die anderen 
Durchführungsbestimmungen werden nach dem glei- 
chen Verfahren erlassen. 

7. Ab 1. Januar 1970 können für Rübenrohzucker 

im Falle einer anomalen Marktsituation nach dem 
Verfahren dos Artikels 36 besondere Maßnahmen 
getroffen werden. 1 


Artikel 10 

1. Die Interventionsstellen dürfen Zucker nur zu 
Preisen auf dem Binnenmarkt verkaufen, die über 
dem Interventionspreis liegen. 

Sie können ermächtigt werden: 

— Zucker zu einem niedrigeren Preis zu verkaufen, 
wenn er für die menschliche Ernährung unge- 
eignet gemacht wurde, 

— Zucker auf der Grundlage der Weltmarktpreise 
zu verkaufen, wenn dieser unverändert oder nach 
Weiterverarbeitung zu einem der in Anhang II 
des Vertrags oder in der Anlage zu dieser Ver- 
ordnung aufgeführten Erzeugnisse nach dritten 
Ländern ausgeführt wird. 

2. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags die Grundregeln für den Ver- 
kauf von Erzeugnissen, die Gegenstand von Inter- 
ventionsmaßnahmen waren. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren des Artikels 36 
erlassen. 

TITEL II 

Regelung des Handels mit dritten Ländern 

Artikel 11 

1. Für alle Einfuhren der in Artikel 1 Absatz 1 ge- 
nannten Erzeugnisse in die Gemeinschaft sowie für 
alle Ausfuhren dieser Erzeugnisse aus der Gemein- 
schaft ist die Vorlage einer für die gesamte Gemein- 
schaft gültigen Einfuhr- bzv\^. Ausfuhrlizenz erforder- 
lich, die auf Antrag erteilt wird. 

2. Der Rat bestimmt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags die Voraussetzungen für die 
Erteilung der Lizenzen, wobei insbesondere die Stel- 
lung einer Kaution sowie eine Mindestfrist für die 
Erteilung der Lizenz vorgesehen werden können. 

3. Die Gültigkeitsdauer der Lizenzen sowie die 
übrigen Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren des Artikels 36 
erlassen. 

Artikel 12 

1. Für die Gemeinschaft wird jährlich jeweils ein 
Schwellenpreis für Weißzucker, Rohzucker und für 
Melasse festgesetzt. 

2. Der Schwellenpreis für Weißzucker ist gleich 
dem für das wichtigste Überschußgebiet der Gemein- 
schaft geltenden Richtpreis zuzüglich der pauschal 
bereclineten Kosten für den Transport von diesem 
Gebiet zu dem entferntesten Verbrauchsgebiet der 
Gemeinschaft mit einem Zuschußbedarf. Er gilt für 
die gleiche Standardqualität wie der Richtpreis. 
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3. Der Schwellenpreis für Rohzucker wird unter 
Berücksichtigung einer Verarbeitungsspanne und 
eines pauschalen Ausbeutesatzes vom Schwellen- 
preis für Weißzucker abgeleitet. Er gilt für die 
gleiche Standardqualität wie der Interventionspreis 
für Rohzucker. 

4. Der Schwellenpreis für Melasse wird so fest- 
gesetzt, daß die bei der Festsetzung der Mindest- 
preise für Zuckerrüben neich Artikel 4 berücksichtig- 
ten Erlöse der Fabriken aus Melasseverkäufen er- 
zielt werden können. Er gilt für eine bestimmte 
Standardqualität. 

5. Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags die Schwellenpreise zu gleicher 
Zeit fest wie die abgeleiteten Interventionspreise. 

6. Die Standardqualität für Melasse wird nach dem 
Verfahren des Artikels 36 bestimmt. 


Artikel 13 

1. Für Weißzucker, Rohzucker und Melasse wird 
für einen bestimmten Grenzübergangsort der Ge- 
meinschaft je ein cif-Preis errechnet. Hierbei werden 
die günstigsten Einkaiifsmöglichkeiten auf dem Welt- 
markt zugrunde gelegt, die für jedes Erzeugnis auf 
der Grundlage der Notierungen oder der Preise die- 
ses Marktes ermittelt werden; diese Notierungen 
oder Preise werden entsprechend etwaigen Quali- 
tätsunterschieden gegenüber der für den Schwellen- 
preis maßgebenden Standardqualität berichtigt. 

2. Sind die freien Notierungen auf dem Weltmarkt 
nicht maßgebend für den Angebotspreis und liegt 
dieser unter den Weltmarktpreisen, so gilt anstelle 
des cif-Preises — jedoch lediglich für die betreffen- 
den Einfuhren — ein besonderer cif-Preis, der unter 
Berücksichtigung des Angebotspreises berechnet 
wird. 

3. Der Rat bestimmt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags den Grenzübergangsort. 

4. Die Einzelheiten für die Berechnung der cif- 
Preise werden nach dem Verfahren des Artikels 36 
bestimmt. Die in Absatz 1 genannten Berichtigungen 
werden nach dem gleichen Verfahren festgelcgt. 

Artikel 14 

1. Bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 ge- 
nannten Erzeugnisse wird eine Abschöpfung er- 
hoben. 

2. Die Abschöpfung für Weißzucker, Rohzucker und 
Melasse ist gleich dem Schwellenpreis abzüglich des 
cif-Preises. 

3. Die Abschöpfung für Rohzucker wird gegebenen- i 
falls dem Polarisationsgrad entsprechend berichtigt. 
Auf Rohzucker, der nicht zur Raffinierung bestimmt | 
ist, wird bei der Einfuhr die für Weißzucker geltende 


Abschöpfung erhoben, wenn diese über der für Roh- 
zucker geltenden Abschöpfung liegt. 

4. Die Abschöpfung für die in Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe b) genannten Erzeugnisse wird pauschal 
auf der Grundlage des Saccharosegehalts jedes be- 
treffenden Erzeugnisses und der Abschöpfung für 
Weißzucker errechnet. 

5. Die Abschöpfung für die in Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe d) genannten Erzeugnisse wird auf der 
Grundlage des für das betreffende Erzeugnis ermit- 
telten Saccharosegehalts der Abschöpfung für Weiß- 
zucker errechnet. 

6. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel, insbesondere über die Änderung der Abschöp- 
fungen, werden nach dem Verfahren des Artikels 36 
erlassen. 

7. Die in Absatz 2 und 4 genannten Abschöpfungen 
werden von der Kommission festgesetzt. 

Artikel 15 

1. Die zu erhebende Abschöpfung entspricht der 
am Tage der Einfuhr geltenden Abschöpfung. 

2. Bei der Einfuhr eines der in Artikel 1 Buch- 
staben a) und c) genannten Erzeugnisse wird jedoch 
auf Grund eines bei Beantragung der Einfuhrlizenz 
zu stellenden Antrags der Abschöpfungsbetrag, der 
am Tage der Vorlage des Antrags auf Erteilung 
einer Einfuhrlizenz gilt und nach Maßgabe des am 
Tage der Einfuhr gültigen Schwellenpreises zu 
berichtigen ist, auch auf ein Einfuhrgeschäft an- 
gewandt, das während der Gültigkeitsdauer dieser 
Einfuhrlizenz durchgetührt werden soll. In diesem 
Falle wird der Abschöpfungsbetrag gegebenen- 
falls durch eine zusammen mit der Abschöpfung 
festgesetzte Prämie ergänzt. 

3. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmimgsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags die Regeln zur Anwendung 
dieses Artikels; er bestimmt insbesondere die 
Regeln für die Festsetzung der Prämien und für die 
zeitweilige Nichtanwendung der Bestimmungen zur 
Vorausfestsetzung der Abschöpfung. 

Nach demselben Verfahren kann die Anwendbar- 
keit von Absatz 2 auf die in Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe d) genannten Erzeugnisse ausgedehnt 
werden. 

4. Die Vorausfestsetzung der Abschöpfung kann 
nach dem Verfahren des Artikels 36 zeitweilig aus- 
gesetzt werden. 

5. Die etwaigen Prämien werden von der Kommis- 
sion zur gleichen Zeit festgesetzt wie die Abschöp- 
fungen. 

Artikel 16 

1. Liegt der cif-Preis für Weißzucker oder Roh- 
zucker über dem Schwellenpreis, so kann bei der 
Ausfuhr des betreffenden Erzeugnisses eine dem 
Preisunterschied entsprechende Abschöpfung erho- 
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ben werden. Die eventuell zu erhebende Abschöp- 
fung entspricht der am Tage der Ausfuhr geltenden 
Abschöpfung. 

2. Unter den gleichen Voraussetzungen kann für 
die Einfuhr des betreffenden Erzeugnisses eine 
Subvention gewährt werden. 

3. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags die erforderlichen Durch- 
führungsbestimmungen zu den Absätzen 1 und 2. 

4. Für die übrigen in Artikel 1 Absatz 1 genann- 
ten Erzeugnisse können dem Absatz 1 entspre- 
chende Bestimmungen nach dem Verfahren des 
Artikels 36 erlassen werden. 

5. Die in Absatz 1 genannten sowie die sich gege- 
benenfalls aus der Anwendung von Absatz 4 
ergebenden Abschöpfungen werden von der Kom- 
mission festgesetzt. 

Artikel 17 

1. Um die Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 Buch- 
staben a), c) und d) genannten Erzeugnisse in dem 
dort genannten Zustand oder in Form von Waren 
im Sinne des Anhangs dieser Verordnung auf der 
Grundlage der Notierungen oder Preise auf dem 
Weltmarkt für die in Artikel 1 Absatz 1 Buch- 
staben a) und c) genannten Erzeugnisse zu ermög- 
lichen, kann, soweit erforderlich, der Unterschied 
zwischen diesen Notierungen oder Preisen und den 
Preisen der Gemeinschaft durch eine Erstattung bei 
der Ausfuhr gedeckt werden. 

2. Die Erstattung ist für die gesamte Gemeinschaft 
gleich. Sie kann nach Bestimmungsgebieten unter- 
schiedlich sein. Die festgesetzte Erstattung wird auf 
Antrag gewährt. 

Die bei der Ausfuhr von Rohzucker gewährte 
Erstattung darf die bei der Ausfuhr von Weißzucker 
gewährte Erstattung nicht überschreiten. 

Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags die Grundregeln für die Ge- 
währung der Erstattung bei der Ausfuhr und die 
Kriterien für die Festsetzung des ErstatUingsbetra- 
ges fest. 

Die Festsetzung der Erstattungen erfolgt in regel- 
mäßigen Abständen nach dem Verfahren des Arti- 
kels 36. Erforderlichenfalls kann die Kommission 
die Erstattungsbeträge zwischenzeitlich auf Antrag 
eines Mitgliedstaats oder von sich aus ändern. 

3. Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags die Grundregeln für die 
Erstattungen fest, die im Wege der Ausschreibung 
gewährt werden. Diese Regeln müssen gleichen Zu- 
gang und gleiche Behandlung der Beteiligten 
gewährleisten. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren des Artikels 36 
erlassen. 


Artikel 18 

1. Für Melasse, die zur Herstellung bestimmter 
Erzeugnisse der chemischen Industrie bestimmt ist, 
kann eine Erstattung bei der Erzeugung oder eine 
Ermäßigung der Abschöpfung bei der Einfuhr vor- 
gesehen werden. 

2. Die Regeln zur Anwendung dieses Artikels und 
insbesondere die Liste der Erzeugnisse können vom 
Ivat auf Vorschlag der Kommission nach dem Ab- 
stimmungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 des 
Vertrags festgelegt werden. 

Artikel 19 

1. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission 
und nach dem Abstimmungsverfahren des Arti- 
kels 43 Absatz 2 des Vertrags für bestimmte in 
Artikel 1 Absatz 1 genannte Erzeugnisse die Inan- 
spruchnahme der Regelung für den aktiven Ver- 
edelungsverkehr mit dritten Ländern untersagen. 

2. Nach dem in Absatz 1 genannten Verfahren 
werden die Regeln für den aktiven Veredelungs- 
verkehr festgelegt und. zwar: 

a) hinsichtlich des Ausbeutesatzes für die Bestim- 
mung der Menge der in Artikel 1 Absatz 1 
genannten Erzeugnisse, die zur Herstellung der 
aus der Veredelung stammenden und ausgeführ- 
ten Waren verwendet wurden; 

b) für die Anwendung der Abschöpfung hinsicht- 
lich der Bestimmung der Menge der verwende- 
ten Erzeugnisse, die den bei der Veredelung 
anfallenden und im freien Verkehr befindlichen 
Waren entspricht. 

3. Als Regelung für den aktiven Veredelungsver- 
kehr im Sinne dieses Artikels gelten sämtliche 
Bestimmungen, die die Bedingungen festlegen, 
unter denen Erzeugnisse aus dritten Ländern in der 
Gemeinschaft verarbeitet werden, die von den für 
sie geltenden Abschöpfungen befreit und zur Her- 
stellung von für die Ausfuhr bestimmten Waren 
erforderlich sind. 

Artikel 20 

1. Die in dieser Verordnung vorgesehenen Ab- 
schöpfungen treten an die Stelle der Zölle des 
gemeinsamen Zolltarifs. 

2. Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen 
dieser Verordnung oder vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission nach dem Abstimmungsverfahren des 
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags beschlossener 
abweichender Bestimmungen sind untersagt: 

— die Erhebung von Abgaben zollgleicher Wir- 
kung, 

^ die Anwendung von mengenmäßigen Beschrän- 
kungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung. 

Als Maßnahme gleicher Wirkung, die einer men- 
genmäßigen Beschränkung gleichzustellen ist, gilt 
unter anderem die Begrenzung der Erteilung von 
Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen auf einen bestimm- 
ten Kreis von Empfangsberechtigten. 
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Artikel 21 


Die Grundmenge beträgt für 


1. Wird der Markt der Gemeinschaft für eines 
oder mehrere der in Artikel 1 Absatz 1 genannten 
Erzeugnisse auf Grund von Einfuhren oder Ausfuh- 
ren ernstlichen Störungen ausgesetzt oder von 
ernstlichen Störungen bedroht, die die Ziele des 
Artikels 39 des Vertrags dieser Verordnung gefähr- 
den könnten, so können im Handel mit dritten Län- 
dern geeignete Maßnahmen angewandt werden, bis 
die tatsächliche oder die drohende Störung aufhört. 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags die Durchführungsbestimmun- 
gen zum vorstehenden Absatz fest. 

2. Tritt die in Absatz 1 bezeichnete Situation ein, 
so beschließt die Kommission auf Antrag eines Mit- 
gliedstaates oder von sich aus die erforderlichen 
Maßnahmen; diese werden den Mitgliedstaaten 
notifiziert und sind unmittelbar vollziehbar. Ist die 
Kommission mit einem Antrag eines Mitgliedstaates 
befaßt worden, so trifft sie innerhalb der beiden 
Arbeitstage, die dem Tag des Eingangs des Antrags 
folgen, eine Entscheidung hierüber. , 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Entscheidung der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens drei 
Arbeitstagen nach ihrer Notifizierung dem Rat vor- 
legen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. Er 
kann die Entscheidung der Kommission unter Be- 
rücksichtigung des Absatzes 1 nach dem Abstim- 
mungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Ver- 
trags ändern oder aufheben. 


TITEL III 

Übergangsbestimmungen 

ERSTER ABSCHNITT 

Artikel 22 

1. Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten vom 

1. Juli 1968 bis zum 30. Juni 1975. 

2. Die Einzelheiten für die ab 1. Juli 1975 geltende 
endgültige Regelung werden nach dem Verfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags festgelegt. Die 
endgültige Regelung darf keine Diskriminierung 
zwischen den Erzeugern der Gemeinschaft enthalten. 


Deutschland 
Frankreich 
Italien 
Niederlande 
BLWU 

2. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags: 

— die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel und insbesondere diejenigen, die notwendig 
sind, um den Interessen der Rübenerzeuger bei 
der Handhabung der Quoten Rechnung zu tragen, 

— ■ die offiziellen Maßnahmen im Falle der Rationali- 
sierung und insbesondere der Fusion von Fabri- 
ken, wobei er den Interessen der Zuckerrüben- 
anbauern Rechnung trägt, 

— gegebenenfalls die für die Festsetzung der Quo- 
ten in Sonderfällen geltenden Maßnahmen. 


1 750 000 t Weißzucker 

2 400 000 t Weißzucker 
1 230 000 t Weißzucker 

550 000 t Weißzucker 
550 000 t Weißzucker 


Artikel 24 

Die Mitgliedstaaten setzen für jede Zuckerfabrik 
auf ihrem Hoheitsgebiet eine Höchstquote fest. Diese 
Höchstquote wird durch Multiplikation der Grund- 
quote mit einem Koeffizienten bestimmt. Dieser Ko- 
effizient beträgt bis zum Wirtschaftsjahr 1970/71 
1,35. Wenn die Entwicklung der Erzeugung und des 
Verbrauchs zu einer Berichtigung Anlaß gibt, so 
kann der Koeffizient vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission nach dem Abstimmungsverfahren des 
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags geändert werden. 

Für die Zuckerwirtschaftsjahre 1971/72 bis 1974/75 
wird dieser Koeffizient unter Berücksichtigung der 
Entwicklung der Erzeugung im Rahmen der Speziali- 
sierung einerseits und der Absatzmöglichkeiten 
andererseits gleichzeitig mit dem Richtpreis nach 
dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Ver- 
trags festgesetzt. 


Artikel 25 

Die von der Fabrik während des betreffenden 
Zuckerwirtschaftsjahres über die Höchstquote hinaus 
erzeugte Zuckermenge darf auf dem Binnenmarkt 
der Gemeinschaft nicht abgesetzt werden. Für diesen 
Zucker werden keine Erstattungen bei der Ausfuhr 
gewährt; er unterliegt auch nicht der Abschöpfung 
nach Artikel 16 Absatz 1. 


Artikel 23 

1. Die Mitgliedstaaten setzen für jede Zuckerfabrik 
auf ihrem Hoheitsgebiet eine Grundquote fest. Diese 
Grundquote wird ermittelt, indem die durchschnitt- 
liche jährliche Zuckererzeugung der betreffenden 
Fabrik während der Wirtschaftsjahre 1961/62 bis 
1965/66 mit einem Koeffizienten multipliziert wird, 
der das Verhältnis zwischen der Grundmenge des 
betreffenden Mitgliedstaates und der durchschnitt- 
lichen jährlichen Zuckererzeugung in dem Mitglied- 
staat während des genannten Zeitraums ausdrückt. 


Artikel 26 

1. Zur gleichen Zeit wie die abgeleiteten Inter- 
ventionspreise setzt der Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission nach dem Abstimmungsverfahren des Ar- 
tikels 43 Absatz 2 des Vertrags eine für die Ge- 
j meinschaft gültige Garantiemenge fest. 

I 2. Diese Garantiemenge entspricht 105 v. H. des 
I voraussichtlichen Weißzuckerverbrauchs der Ge- 
I meinschaft in dem betreffenden Zuckerwirtschafts- 
I jahr, für das die Garantiemenge gilt. 
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Artikel 27 

1. Für die über die Grundquote hinaus bis zur 
Höchstgrenze erzeugte Zuckermenge erheben die 
Mitgliedstaaten von den betreffenden Zuckerherstel- 
lern eine Produktionsabgabe. 

2. Die je Gewichtseinheit zu erhebende Produk- 
tionsabgabe wird errechnet, indem die Gesamtver- 
1 liste beim Absatz der in der Gemeinschaft über die 
Garantiemenge hinaus erzeugten Zuckermenge 
durch die Gesamt-Zuckermenge geteilt wird, welche 
die einzelnen Zuckerfabriken der Gemeinschaft über 
ilire jeweilige Grundquote hinaus erzeugt haben; 
die über die Höchstquote hinaus erzeugten Zucker- 
mengen bleiben hierbei unberücksichtigt. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ab- 
satz werden nach dem Verfahrens des Artikels 36 
erlassen. 

3. Die Produktionsabgabe darf jedoch einen be- 
stimmten Hüchstbetrag nicht überschreiten. 

4. Die Zuckerhersteller können die Produktionsab- 
qabe bis zu einem bestimmten Vomhundertsatz von 
dc'u Pmbenverkäufern ersetzt verlangen insoweit 
die Zuckerrübenlieferungen der mit der Produktions- 
abgabe belasteten Zuckermenge entsprechen. 


Artikel 28 

i 

I 

Zur gleichen Zeit wie die abgeleiteten Interven- 
tionspreise setzt der Rat auf Vorschlag der Kom- | 
mission nach dem Abstimmungsverfahren des Ar- 
tikels 43 Absatz 2 des Vertrags fest: 

— die Mindestpreise für Zuckerrüben außerhalb 
der Grundquote, die in den in Artikel 4 Absatz 1 
genannten Gebieten gelten, 

den in Artikel 27 Absatz 4 genannten Vomhun- 
dertsatz, 

- den Höchstbetrag der Produktionsabgabe, der so 
festzusetzen ist, daß die für Zuckerrüben außer- 
halb der Grundquoten geltenden Mindestpreise 
erreicht werden. 

Artikel 29 

Die Zuckerhersteller können Zuckerrüben, die zur 
Erzeugung einer die Höchstquote der betreffenden 
Fabrik überschreitenden Zuckermenge verwendet 
werden, zu Preisen kaufen, die unter den in Arti- 
kel 4 Absatz 1 genannten Mindestpreisen für Zucker- 
rüben liegen. 

Artikel 30 

1. Die Verträge zwischen den Zuckerherstellern 
und den Erzeugern für die Lieferung von Zucker- 
rüben, die zur Zuckerherstellung verwendet wer- 
den, werden entsprechend unterschieden, je nach 
dem ob die Zuckerrüben zur Herstellung von | 
Zucker in der betreffenden Fabrik bestimmt sind, I 
der: i 


d) unter die Grundquote fällt, 

b) die Grundquote überschreitet ohne jedoch die 
Höchstquote zu übersteigen oder 

c) die HöchstquoLe überschreitet. 

Verträge über eine unter Buchstabe b) des vor- 
stehenden Unterabsatzes fallende Menge können 
erst abgeschlossen werden, wenn Verträge über die 
gesamte, der Fabrik zugewiesene, unter Buch- 
stabe a) fallende Menge abgeschlossen worden sind. 
Verträge über eine unter Buchstabe c) des vor- 
stehenden Unterabsatzes fallende Menge können 
erst abgeschlossen werden, wenn Verträge üßer 
die gesamte, der Fabrik zugewiesene, unter den 
Buchstaben b) fallende Menge abgeschlossen wor- 
den sind. 

Jeder Zuckerhersteller, der nicht vor der Aussaat 
Lieferverträge über eine die Grundquote der 
betreffenden Fabrik entsprechende Zuckerrüben- 
menge zum Mindestpreis für Zuckerrüben ab- 
geschlossen hat, ist abweichend von Artikel 29 
sowie von Artikel 27 Absatz 4 verpflichtet, für 
alle in dieser Fabrik zu Zucker verarbeiteten Rüben 
den in Artikel 4 Absatz 1 erster Gedankenstrich 
genannten Mindestpreis für Zuckerrüben zu zahlen. 

2. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werdem nach dem Verfahren des Artikels 36 
erlassen. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Artikel 31 

1. Italien kann in den Wirtschaftsjahren 1968/1969 
bis 1974/1975 seinen Zuckerrübenerzeugern sowie 
seiner Zuckerrüben verarbeitenden Industrie An- 
passungsbeihilfen gewähren. Diese Beihilfen wer- 
den am 30. Juni 1975 aufgehoben. 

2. Die Beihilfe für die Zuckerrübenerzeuger darf 
den Betrag von 1,10 RE je zu Zucker verarbeitete 
Tonne Zuckerrüben mit 16 v. H. Zuckergehalt nicht 
überschreiten. Sie darf nur für die Zuckerrüben- 
menge gewährt werden, die zur Herstellung von 
Weißzucker innerhalb der Grundquote verarbeitet 
worden ist. 

3. Die Beihilfe für die Zuckerrüben verarbeitende 
Industrie darf den Betrag von 1,46 RE je 100 kg aus 
in Italien erzeugten Zuckerrüben hergestellten 
Weißzucker nicht überschreiten. Sie darf nur für 
eine die Grundquote nicht überschreitende Weiß- 
zuckermonge gewährt werden. 


TITEL IV 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 32 

1. Im Binnenhandel der Gemeinschaft sind unter- 
sagt: 

die Erhebung von Zöllen oder Abgaben gleicher 
Wirkung; 
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— mengenmäßige Beschränkungen oder Maßnah- 
men gleicher Wirkung; 

— die Berufung auf Artikel 44 des Vertrags. 

2. Im freien Warenverkehr in der Gemeinschaft 
werden diejenigen der in Artikel 1 Absatz 1 ge- 
nannten Waren nicht zugelassen, zu deren Her- 
stellung irgendwelche Erzeugnisse verwendet wor- 
den sind, welche die in Artikel 9 Absatz 2 und 10 
Absatz 1 des Vertrags genannten Bedingungen nicht 
erfüllen. 

3. Die Mitgliedstaaten behindern, vorbehaltlich der 
Bestimmungen über die internen Rechtsbeziehun- 
gen, die in den Genossenschaften und ähnlichen 
ZAisammenschlüssen gelten, in keiner Weise Ver- 
käufer und Käufer bei der freien Wahl ihrer Ver- 
tragspartner. 

Artikel 33 

Um zu verhindern, daß beim Übergang von 
einem Zuckerwirtschaftsjahr zum anderen infolge 
von Veränderungen des Preisniveaus Störungen auf 
dem Zuckermarkt auftreten, können nach dem Ver- 
fahren des Artikels 36 die erforderlichen Bestim- 
mungen erlassen werden. 

Artikel 34 

Die Einzelheiten über die Verpflichtung der Mit- 
gliedstaaten, die zur Durchführung dieser Ver- 
ordnung erforderlichen Angaben zu machen, wer- 
den nach dem Verfahren des Artikels 36 fest- 
gelegt. 

Artikel 35 

1. Es wird ein Verwaltungsausschuß für Zucker — 
im folgenden „Ausschuß" genannt — aus Vertre- 
tern der Mitgliedstaaten unter dem Vorsitz eines 
Vertreters der Kommission eingesetzt. 

2. In diesem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver- 
trags gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 


Artikel 36 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende 
entweder von sich aus oder auf Antrag des Vertre- 
ters eines Mitgliedstaates den Ausschuß. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen, Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 
Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen 
kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer 
Mehrheit von zwölf Stimmen zustande. 

3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Entsprechen jedoch diese Maßnah- 
men nicht der Stellungnahme des Ausschusses, so 


werden sie dem Rat von der Kommission alsbald 
mitgeteilt; in diesem Fall kann die Kommission die 
Anwendung der von ihr beschlossenen Maßnahmen 
bis zur Dauer von höchstens einem Monat nach 
dieser Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags binnen einer 
Frist von einem Monat anders entscheiden. 

Artikel 37 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die 
der Vorsitzende ihm von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates vorlegt. 

Artikel 38 

Am Ende der Übergangszeit beschließt der Rat 
auf Vorschlag der Kommission nach dem Abstim- 
mungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Ver- 
trags unter Berücksichtigung der erworbenen Erfah- 
rungen über die Aufrechterhaltung oder Änderung 
des Artikels 36. 

Artikel 39 

1. Die Verordnung Nr. 25 des Rats über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik und 
die zu ihrer Durchführung erlassenen Bestimmun- 
gen gelten vom Zeitpunkt der Anwendung dieser 
Verordnung an für die Märkte der in Artikel 1 Ab- 
satz 1 genannten Erzeugnisse. 

2. Von diesem Zeitpunkt an gilt Artikel 40 Ab- 
satz 4 des Vertrags mit seinen Durchführungsbestim- 
mungen für die französischen überseeischen Departe- 
ments in Bezug auf die Märkte der in Artikel 1 
Absatz 1 genannten Erzeugnisse, soweit es sich um 
die Abteilung Garantie des Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
handelt. 

3. Die in Artikel 15 vorgesehene Prämie gilt als 
Abschöpfung gegenüber dritten Ländern im Sinne 
von Artikel 11 Absatz 4 der Verordnung Nr.» 
130/66/EWG des Rats vom 26. Juli 1966 über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik. 

4. Die in Artikel 8 Absatz 1 und in Artikel 27 vor- 
gesehenen Abgaben werden bei der Berechnung 
des ersten Teils der Beiträge der Mitgliedstaaten 
zum EAGFL gemäß den in Artikel 11 Absätze 1 
und 2 der Verordnung Nr. 130/66/EWG des Rats für 
die Abschöpfungen gegenüber dritten Ländern 
bestimmten Einzelheiten berücksichtigt. 

.Artikel 40 

Bei der Durchführung dieser Verordnung ist zu- 
gleich den in den Artikeln 39 und 110 des Vertrags 
genannten Zielen in geeigneter Weise Rechnung zu 
tragen. 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 165 
vom 21. September 1966, S. 2965/66 
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Artikel 41 

1. Diese Verordnung wird ab 1. Juli 1968 ange- 
wendet. 

2. Zum gleichen Zeitpunkt wird die Verordnung 

Nr. . . . des Rats vom . . . über bestimmte 

Maßnahmen in Bezug auf eine gemeinsame Markt- 
organisation für Zucker im Wirtschaftsjahr 1967/68, 
mit Ausnahme von Artikel 8, aufgehoben. 

3. Sollten Übergangsbestimmungen erforderlich 
sein, um die Anpassung an die durch diese Verord- 
nung vorgesehene Regelung zu erleichtern, insbe- 
sondere für den Fall, daß die Anwendung dieser 
Regelung zum vorgesehenen Zeitpunkt auf erheb- 
liche Schwierigkeiten stoßen würde, so werden diese 
Maßnahmen nach dem Verfahren des Artikels 36 
erlassen. 

Diese Maßnahmen können sofort nach Inkrafttre- 
ten dieser Verordnung angewandt werden. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Anlage 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


ex 17.04 Zuckerwaren ohne Kakaogehalt: 

B. Kaugummi 

C. andere 

18.06 Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitun- 

gen 

19.02 Zubereitungen zur Ernährung von Kindern oder zum Diät- 

oder Küchengebrauch auf der Grundlage von Mehl, Stärke oder 
Malzextrakt, auch mit einem Gehalt an Kakao von weniger 
als 50 Gewichtshundertteilen 

19.08 Feine Backwaren, auch mit beliebigem Gehalt an Kakao 

ex 21.06 Hefen, lebend oder nicht lebend 

ex 21.07 Lebensmittelzubereitungen, anderweit weder genannt noch 

inbegriffen, Zucker enthaltend 

ex 22.02 Limonaden (einschließlich der aus Mineralwasser hergestell- 

ten) und andere nichtalkoholischen Getränke, ausgenommen 
Frucht- und Gemüsesäfte der Tarifnr. 20.07: 

— andere, Zucker enthaltend 

ex 22.09 C III Alkoholische Getränke, andere: 

— Zucker enthaltend 


VV^arenbezeichnung 
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Begründung 


A. Allgemeine Bestimmungen 

1. Der beiliegende Verordnungsentwurt enthält die 
Bestimmungen zur Durchführung der Ratsentschlie- 
ßung vom 26. Juli 1966 über die bei der Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Zucker 
zu berücksichtigenden allgemeinen Grundsätze. 

In Übereinstimmung mit dieser Entschließung des 
Rats sieht der vorliegende Verordnungsentwurf vor, 
daß vom Wirtschaftsjahr 1968/69 an ein gemein- 
schaftlicher Zuckermarkt errichtet wird, der ein ein- 
heitliches Preisniveau, eine Preis- und Handelsrege- 
lung in Anlehnung an entsprechende Regelungen 
für andere landwirtschaftliche Erzeugnisse und mit 
Rücksicht auf die Besonderheiten der Zuckerwirt- 
schaft die Anwendung verschiedener spezifischer 
Maßnahmen zur Aufrechterhaltung eines gewissen 
Gleichgewichts zwischen Angebot und Nachfrage 
umfaßt. 

2. Im Gegensatz zu anderen landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen besteht für Zucker noch keine gemein- 
same Marktorganisation. Das Preisniveau und die 
Produktionspolitik weisen in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten erhebliche Unterschiede auf. In Anbe- 
tracht dieser Lage sowie der lebenswichtigen Bedeu- 
tung der Zucker- und Zuckerrübenwirtschaft in be- 
stimmten Gebieten hat sich der Rat veranlaßt gese- 
hen, die Zucker- und Zuckerrübenpreise auf einen 
verhältnismäßig hohen Stand festzusetzen. Dieser 
Preisstand könnte einen Anreiz dafür bieten, die 
vorhandenen technischen Möglichkeiten für eine 
Produktionsausweitung auszunutzen, deren Umfang 
mit einer ausgewogenen Entwicklung des Warenver- 
kehrs auf dem Weltmarkt und den sich für die Ge- 
meinschaft daraus ergebenden finanziellen Lasten 
kaum vereinbar wäre. Es mußten daher spezifische 
Maßnahmen zur Produktionsausrichtung in Erwä- 
gung gezogen werden. 

3. Bei Wahrung der allgemeinen Grundsätze der 
gemeinsamen Agrarmarktpolitik innerhalb wie 
außerhalb der Gemeinschaft bietet sich als Maß- 
nahme zur Produktionsausrichtung eine Beschrän- 
kung der Preis- und Absatzgarantie auf eine den 
Absatzmöglichkeiten entsprechende Menge an, wo- 
bei gleichzeitig eine räumliche Umorientierung der 
Erzeugung entsprechend dem Grundsatz der Spezia- 
lisierung ermöglicht wird. 

Bei Anwendung einer einheitlichen Preispolitik und 
Marktregelung dürfte in den ersten Jahren in der 
Zuckerrüben- und Zuckererzeugung ein Anpassungs- 
prozeß in Gang gesetzt werden, in dessen Verlauf 
nach einer Anpassungszeit von sieben Jahren vom 
Inkrafttreten der Verordnung an gerechnet gegebe- 
nenfalls auf diese spezifischen Maßnahmen verzich- 
tet werden kann. 


B. Durchführungsbestimmungen 
1. Preisregelung 

1. Die Verordnung über die gemeinsame Markt- 
organisation für Zucker umfaßt ein Preissystem und 
eine Llandelsregelung auf der Grundlage der Erhe- 
bung von Abschöpfungen bei der Einfuhr oder Aus- 
fuhr sowie der Gewährung von Erstattungen bei der 
Ausfuhr bzw. von Subventionen bei der Einfuhr. 

Der vorliegende Verordnungsentwurf tritt an die 
Stelle des Vorschlags, den die Kommission dem Rat 
am 12. März 1964 vorgelegt hatte. Er unterscheidet 
sich von diesen namentlich durch den Wegfall der 
Regelung für den Warenverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten, durch die Einführung gemeinsamer 
Preise sowie durch verschiedene, auf eine Anpas- 
sungszeit beschränkte spezifische Bestimmungen zur 
Produktionsausrichtung. 

Die Verordnung gilt für Zuckerrüben, Zucker und 
bestimmte Zuckerverarbeitungserzeugnisse. Bei den 
Zuckerverarbeitungserzeugnissen ergibt sich im In- 
teresse des Marktgleichgewichts die Notwendig- 
keit, in den Verordnungen über die entsprechenden 
Grunderzeugnisse die Zucker enthalten, oder, soweit 
es sich um Erzeugnisse handelt, die nicht zu An- 
hang II des Vertrags gehören, in der Verordnung 
über die Handelsregelung für bestimmte landwirt- 
schaftliche Verarbeitungserzeugnisse gleichwertige 
Maßnahmen vorzusehen. 

2. Die vorgeschlagene Preisregelung umfaßt einen 
Richtpreis, einen Schwellenpreis, Interventionspreise 
sowie Mindestpreise für Zuckerrüben. 

Zweck des Richtpreises ist es, 

— einen Anhaltspunkt bezüglich des erreichbaren 
Preisniveaus zu liefern; 

— die Höhe des Schwellenpreises zu bestimmen, der 
die obere Berechnungsgrenze für die Abschöp- 
fung auf die Zuckereinfuhr darstellt: 

— mittelbar die Höhe der übrigen Preise zu bedin- 
gen. 

In den einzelnen Mitgliedstaaten decken sich die 
Anbaugebiete im großen und ganzen mit den Haupt- 
vei brauchsgebieten. Im begrenzten geographischen 
Raum des einzelnen Staates spielte das Problem der 
gebietsmäßigen Preisbildung unter diesen Umstän- 
den nur eine untergeordnete Rolle oder ließ sich 
durch ein Frachtkosten-Ausgleichssystem lösen. Die 
Schaffung eines Marktes im Maßstab der Gemein- 
schaft bringt indessen die Notwendigkeit einer re- 
gionalen Staffelung der Preise mit sich, da im geo- 
graphischen Raum der Gemeinschaft deutlich zwi- 
schen einem Überschußgebiet — Nordfrankreich — 
und einem Zuschußgebiet — Italien — unterschie- 
den werden kann. 
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Da die Verv/ertung und Vermarktung der Zucker- 
rübenproduktion über den Zucker erfolgt, kann das 
Einkommen der Zuckerrübenorzeuger nur über den 
Zuckerpreis gewährleistet werden. IJm eine Ver- 
marktung auf einer dem Ziickerrübenerzeuger mög- 
lichst nahen Stufe vorzunehmen, wurde der Richt- 
preis daher als Preis ab Fabrik in der Zone mit dem 
größten Überschuß in der Gemeinschaft festgesetzt. 

Um die erforderliche Vergleichbarkeit und weit- 
gehend harmonisierte Wettbewerbsbedingungen zu ' 
gewährleisten, wird der Richtpreis für Ware ab 
Fabrik, ohne die auf dieser Stufe erhobenen Abga- 
ben, festgesetzt. 

Damit die Zuckerrübenerzeuger in allen Gebieten 
der Gemeinschaft rechtzeitig auf der Grundlage im 
voraus bekannter Preise Verträge mit den Zucker- 
herstellern abschließen können, ist der Richtpreis 
entsprechende Zeit vor der Herbstaiissaat festzu- 
setzen. 

v3. Um dem Zuckerrübenerzeuger eine preisliche 
Sicherheit zu bieten, wird der für die Zone mit dem 
größten Überschuß festgesetzte Richtpreis für Zuk- 
ker durch einen Interventionspreis ergänzt, nach 
dem ein Mindestankaufspreis für Zuckerrüben fest- 
gesetzt wird. 

Mit Rücksicht auf das Gebot einer freien räum- 
lichen Preisbildung entsprechend den natürlichen 
Vermarktungsbedingungen, wie sie sich bei Berück- 
sichtigung der Transport- und Vermarktungskosten 
sowie des Angebots- und Nachfragevolumens in ! 
verschiedenen Gebieten der Gemeinschaft ergeben, , 
werden für verschiedene Gebiete der Gemeinschaft 
Interventionspreise in Ableitung von dem für die 
Zone mit dem größten Uberschuß maßgebenden 
Interventionspreis festgesetzt. 

Die Festsetzung des Mindestpreises für Zuckerrüben 
wird durch eine Reihe von Erläuterungen' und 
Durchführungsbestimmungen ergänzt. Nach der 
Ratsentschlioßung gelten die Mindestpreise für 
Zuckerrüben mit 16 v. H. Zuckergehalt auf der 
Stufe der Anlieferung an die Erfassungsstelle und 
ohne Steuern. 

4. Die Festsetzung regionaler Inter ventionspreise 
muß sich durch Festsetzung eines eng an den Zul;- 
kerpreis gekoppelten Zuckerrübenjireises mif die 
Zuckerrübenerzeugung auswirken. Zu diesem 
Zweck wurde ein Mindestpreis für Zuckerrüben 
festgesetzt, der sich nach vcrschiedei-en, pauschal 
festgesetzten Berechnungsgrundlagen richtet. Für 
das Wirtschaftsjahr 1968 69 ergibt sich diese Spanne 
aus den in der Ratsentschließung festgesetzlen Prei- 
sen — 21,23 RE 100 kg für d(m für die Zone mit 
dem größten Überschuß maßgebenden Intorven- | 
tionspreis und 17 RE t für den Zuckerrübemmindest- ; 
preis in der entsprechenden Zone. Der Rat hat | 
jedoch beschlossen, diese Preise vor dem 1. Okto- ^ 
her 1967 zu überprüfen und sie erforderlichenfalls ; 
der inzwischen eingetretenen Entwicklung anzupas- ' 
sen. 

5. Da sich der Zuckerrübenmindesipreis unmittel- 
bar vom Interventionspreis herleitet, kann der , 


Zuckerhersteller für alle Rübenanlieferungen den 
Mindestpreis zahlen, sofern für den entsprechenden 
Zucker eine Preis- und Absatzgarantie gilt. 

6. Für verschiedene allgemeine Bestimmungen, die 
in die Verträge aufzunehmen sind, legt der Rat 
verbindliche Rahmenbestimmungen fest. 

7. Zur Wahrung der örtlichen Gepflogenheiten 
bezüglich der Erlöse für Zuckerrohr sind die Ab- 
nahmebedingungen für Zuckerrohr im Rahmen von 
Branchenvereinbarungen zu regeln. 

8. Um eine Verteilung der Marktbelieferung wäh- 
rend des Wirtschaftsjahres zu möglichst stabilen 
Preisen zu gewährleisten, wird ein Ausgleichs- 
system für die Lagerhaltungskosten eingeführt, das 
eine bedarfsgerechte Marktbelieferung ermöglicht. 
Mit diesem Verfahren wird eine Konzentration der 
Angebote und damit eine Konzentration der Inter- 
vontionstätigkeit zu Beginn dos Wirtschaftsjahres 
vermieden. 

9. Die Besitzer inländischen Zuckers können nach 
Belieben während des gesamten Wirtschaftsjahres 
den Interventionsstellen ihre Erzeugnisse zum 
Interventionspreis verkaufen. In Anbetracht der 
Zuckerversorgungsbilanz auf dem Weltmarkt und 
dc.'r entsprechenden Preishöhe könnte es möglich 
sein, daß innerhalb der Gemeinschaft Absatzmög- 
lichkeiten erschlossen werden, die für die Interven- 
tionsstelle weniger kostspielig sind als eine Aus- 
fuhr zu Weltmarktpreisen. Es bieten sich verhält- 
n i sni ä ß i g wi r t s ch a ft 1 i ch e Ve r w e r tun g sm ö gl i chk ei t e n 
als Futtermittel und in bestimmten chemischen 
Industrien als Rohstoffe für industrielle Zwecke. 

Für bestimmte Erzeugnisse der chemischen Industrie 
aus Zucker, der zu Weltmarktpreisen gekauft 
wurde, gilt nämlich bei der Einfuhr aus dritten Län- 
dern ein Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs, der 
in keinem Zusammenhang mit der Abschöpfung auf 
Zucker steht. Unter diesen Bedingungen erscheint 
es im Interesse eines VvT^ttbewerbsgleichsgewichts 
unerläßlich, der inländischen chemischen Industrie 
die benötigten Rohstoffe zu Preüsen zu liefern, die 
mit denjenigen des Wi'llmarkts vergleichbar sind. 

Mit einer derartigen Maßnahme lassen sich außer- 
dem neue Absatzmöglichkeiten für Zucker erschlie- 
ßen, da verschiedene Zweige der chemischen Indu- 
strie Zucker als Subslitutionsrohstoff verwenden 
könnten. 

Bei Rohzucker befindet sidi die Produktionsstruktur 
und Strukturorganisation mitten in einem Entwick- 
lungsprozeß oder bedarf einer Rationalisierung. Es 
würde den Belangen der Zuckerwirtschaft folglich 
zuwiderlaufen, wmflte man gewisse Grenzsituatio- 
nen fixieren und — von anomalen Fällen abgesehen 
— über eine gewisse Zeit hinaus Sondermaßnah- 
mem beibehalten, 

16’. in den Fallen, in denen die Interventionsstel- 
len zur Intervention angebotene Erzeugnisse auf- 
kaufen oder einlagern mußten, sind diese Erzeug- 
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nissc entsprechend dei‘ Mark tentvvick luiuj inner- 
halb oder cUiberhalb den* C ieinoin.schcdt al)'/.usel'/.(‘n. : 

Im Ifiteresse einer Preisstanililät inüssen du^ Ver- 
käufe der Interveiitionsstellen auf dein Ihnnenmarkt 
der Gemeinschaft zu Preisen erfolgen, bei denen die 
Marktpreise nicht gefährdet werden. 

Stellt sich ein Verkauf unter derartigen Bedingun- 
gen als unmöglich heraus oder lassen die Marktaus- 
sichten eine Besserung der Lage niciit erwarten, so 
müssen die Interventionsstellen diese Erzeugnisse 
unverarbeitet oder in Form von Verarbeitungs- 
erzeugnissen ausführen oder zwecks Verwendung 
auf dem Binnenmarkt als Viehfutter oder zur Ver- 
sorgung der chemischen Industrie denaturieren. 

IL Handelsregelimg 

11. Für die Abschöpfungs- und Erstattungsrege- 
lung werden im Interesse einer ständigen Be- 
obachtung der Marktlage eine Reihe wichtiger Aus- 
künfte, vor allem über die Preisfeststellung und 
Überwachung der Einlagerungs- und yVbsatztätig- 
keit, benötigt. Zu diesem Zweck muß für alle Ein- 
fuhr- und Ausfuhrgeschäfte eine Lizenz erteilt wer- 
den, in der die für die Kontrolle unerläßlichen 
Angaben erfaßt werden. 

Die Geltungsdauer der Einfuhrlizenzen muß sich 
nach den Besonderheiten der Märkte der einzelnen | 
unter diese Verordnung fallenden Erzeugnisse rich- 
ten und kann daher verschicxlcne, d. h. die für die ; 
Abwicklung der Geschäfte beü den einzelnen 
Erzeugnissen jeweils günstige Zeitspannen um- ; 
fassen. | 

I 

12. Mit Hilfe dos Schwellenpreises soll das Preis- 
niveau gesichert werden. Um die Voraussetzungen 
zu schaffen, damit der Zucker auf dem Stand des 
Richtpreises verkauft werden kann, muß der 
Schwellenpreis nach Maßgabe dieses Pvichtpreises 
festgesetzt werden; dabei sind insbesondere die 
Kosten des Transports von der Zone mit dem größ- 
ten Überschuß in das am weitesten entfernte Zu- 
schußgebiet der Gemeinschaft zu berücksichtigen. 

In Ermangelung eines Richtpreises für Rohzucker 
ist bei der Festsetzung eines Schwel lenproises für 
dieses Erzeugnis die Herstellung eines Preisverhält- 
nisses zwischen Weißzucker und Rohzucker nach 
Maßgabe einer wirtschaftlich vertretbaren Verarbei- 
tungsspanne und unter Berücksichtigung eines Aus- 
beutesatzes für die Umrechnung von Rohzucker in 
Weißzucker in Erwägung zu ziehen. 

Die Erlöse aus dem Verkauf der Melasse sind 
Bestandteil der Erlöse der Zuckerfabriken und bei 
der Festsetzung des Zuckerpreises zu berücksich- 
tigen. Durch Weiterentwicklungen und Verbes- 
serungen in Industrie und Chemie bieten sich heute 
für Melasse als Rohstoff ständig größere Absatz- 
möglichkeiten; es ist damit zu rechnen, daß die 
Gemeinschaft bei diesem Rohstoff weiterhin auf 
Einfuhren angewiesen sein wird. Unter diesen Um- 
ständen können die Melasse-Erlöse der Fabriken, 
wie sie in der Struktur der Zuckerpreise vorgesehen | 
sind, durch Festsetzung eines Schwellenpreises unter ^ 


1 > ( ' r i; ( f: s i c 1 d i g i m g ( 1 ( \i' Vv v n la r k i. u u g s k o s f e n mit 
('incni läiuSvbb(d rag tür che Gewinnspanne des 
i in|jorleii IS und fi'ir dic' Kosten zwischen den Phasen 
cif und frei Chenzübei'gangsstelle der Gemeinschaft 
erzielt werden. 

13. Die Liberalisierung des Warenverkehrs ist 
davon abhängig zu machen, daß die Unterschiede 
zwischen den Preisen der Gemeinschaft und den- 
jenigen ch's Weltmarktes genau ausgeglichen Wer- 
dern. Z.U diesem Zwe^ck sind in regelmäßigen Abstän- 
dem die niedrigsten Weltmarktpreise für Zucker und 
Melasse zu ermitteln und in cif-Preisen für einen 
Grenzübergangsort der Gemeinschaft umzurechnen. 

In den chemischen Eigenschaften und in der Quali- 
tät von ZudvOr und Melasse sind tnliebliche Unter- 
schiede festzustellen. Die Angebotspreise bestim- 
men sich daher nach der Beschaffenheit oder dem 
kommerziellen Wert der Ware und entsprechen 
einer bestimmten Qualität, die sich nicht zwangsläu- 
fig mit der für den Schwmllenpreis maßgeblichen 
Standardqualität deckt. Diese Qualitätsunterschiede 
müssen aus Sicherlieitsgründen berücksichtigt wer- 
den, ohne daß die Einfuhrregelung durch unter- 
schiedliche Abschöpfungsbeträge für die einzelnen 
Qualitäten kompliziert würde. Zu diesem Zweck 
empficdrlt es sich, bei der Festsetzung der cif-Preise 
für Zucker und Melasse Berichtigungen entspre- 
chend den Qualitätsunterschieden gegenüber den 
einzelnem für die Schwellenpreise für Zucker und 
Medasse maßgeblichen Standardqualitäten anzu- 
wenden. 

Da der Zuckermarkt durch Preispraktiken gekenn- 
zeichnet ist, denen nicht immer wirtschaftliche Über- 
legungen zugrunde liegen, muß eine Möglichkeit 
vorgesehen werden, für Einfuhren dieser Art an- 
stelle des cif-Preises einen besonderen, nach Maß- 
gabe des tatsächlichen Angebots ermittelten cif- 
Preis anzmvenden. 

14. Zur Überbrückung des Unterschieds zwischen 
den Schwellenpreisen und den Weltmarktpreisen 
ward eine Abschöpfung erhoben. Bei der Raffination 
von Rohzucker ergeben sich infolge der unterschied- 
lichen Zusammensetzung dieses Erzeugnisses erheb- 
liche Abweichungen in der Ausbeute. Die bei der 
Berechnung der cif-Preise angewandte Berichtigung 
muß daher bei der Berechnung des Abschöpfungs- 
betrags um einen Berichtigungsbetrag ergänzt wer- 
den, der die Ausbeute bei der Raffination berück- 
sichtigt. Bei verschiedenen Arten von Zucker, die 
auf Grund ihrer Eigenschaften der Definition von 
Rohzucker entsprechen, in ihrer Verwendung aber 
dem Weißzucker ähnlich sind, könnten sich bei der 
Einfuhrerklärung Unklarheiten ergeben. Zur Aus- 
schaltung jeden Mißbrauchs ist auf Zucker mit viel- 
seitigen Verwendungsmöglichkeiten daher die 
höchste Abschöpfung zu erheben. 

Der Handel mit Zuckerrüben, Schnitzeln und Zuk- 
kerrohr spielt nur eine untergeordnete Rolle. Bei 
etwaigen Handelsgeschäften ist eine Abschöpfung 
zu erheben, die sich nach einem pauschalen Sac- 
charosegehalt richtet, der jedes Wirtschaftsjahr 
einmal festgesetzt wird. 
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15. Grundsätzlich ist die am Tage der Einfuhr 
anwendbare Abschöpfung zu erheben. Zur Wah- 
rung gewisser Gepflogenheiten und Erfordernisse 
des Handels erscheint es jedoch angezeigt, den 
Importeuren die Möglichkeit zu bieten, Verträge 
für Termingeschäfte abzuschließen. Um die Unge- 
wißheit über die Entwicklung des Abschöpfungs- 
betrags bis zum Tag der Einfuhr auszuschalten, 
wurde daher in Erwägung gezogen, dem Import- 
handel die Möglichkeit zu geben, den Abschöp- 
fungsbetrag für Einfuhren, die innerhalb einer be- 
stimmten Frist zu tätigen sind, im voraus festzuset- 
zen. 

Durch eine Prämie, die gleichzeitig mit dem Ab- 
schöpfungsbetrag festgesetzt wird, lassen sich 
etwaige mißbräuchliche Spekulationen und unvor- 
hergesehene Risiken begrenzen. Durch diese Prämie 
soll verhindert werden, daß der Markt durch Ein- 
fuhren gefährdet wird, für die der im voraus fest- 
gesetzte Abschöpfungsbetrag unzureichend ist. 

16. Für den Fall, daß eine Angebotsverknappung 
auf dem Weltmarkt einen stärkeren Preisanstieg 
auslöst, könnte die Gemeinschaft im Interesse der 
gesicherten Versorgung ihres Marktes veranlaßt 
sein, Abschöpfungen bei der Ausfuhr und Subven- 
tionen bei der Einfuhr anzuwenden. 

17. Infolge der Uberschußlage der Gemeinschaft 
muß eine automatische Regelung zur Marktsanie- 
rung eingeführt werden, mit der zu häufige Inter- 
ventionen vermieden werden können. Da die Welt- 
marktpreise in der Regel unter den Preisen der 
Gemeinschaft liegen, ist es unerläßlich, für be- 
stimmte Erzeugnisse Erstattungen bei der Ausfuhr 
zu gewähren, die so zu berechnen sind, daß der 
Preisunterschied sowie bestimmte Anlieferungs- 
kosten ausgeglichen werden. 

Da die Gemeinschaft über beträchtliche Kapazitäten 
für die Weißzuckerherstellung verfügt, ist die Aus- 
fuhr von Rohzucker nur insoweit gerechtfertigt, als 
dies unter wirtschaftlich interessanten Bedingungen 
erfolgen kann, d. h. in den Fällen, in denen die 
erforderliche Erstattung diejenige für Weißzucker 
nicht überschreitet. 

18. Die in Ziffer 9 dargelegten Argumente zugun- 
sten einer Erstattung auf Zucker zur Herstellung 
von chemischen Erzeugnissen gelten gleichfalls für 
Melasse. 

19. Die vorliegende Verordnung enthält eine Reihe 
von Maßnahmen, um der Verarbeitungsindustrie 
Zucker zu Preisen zur Verfügung stellen zu kön- 
nen, die ihr den Zugang zum Weltmarkt ermög- 
lichen. Unter diesen Umständen könnte, soweit die 
Angebotslage dies als unbedingt geboten erschei- 
nen läßt, zwecks Sanierung des Marktes in Erwä- 
gung gezogen werden, den Veredlungsverkehr zu 
untersagen. 

Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
wird mit Inkrafttreten der Verordnung eine Harmo- 
nisierung der einzelstaatlichen Regelungen unerläß- 
lich. 


20. Die in dieser Verordnung vorgesehene Rege- 
lung tritt in ihren Wirkungen an die Stelle der ver- 
schiedenen traditionellen Schutzverfahren und 
ermöglicht eine Liberalisierung des Warenver- 
kehrs. 

Die gleiche Einführung anderer Schutzmaßnahmen 
würde unter diesen Umständen die mit dieser Rege- 
lung angestrebten Ziele zunichte machen. 

21. Unter außergewöhnlichen Umständen, die die 
in dieser Verordnung in Aussicht genommenen 
Marktorganisationsziele gefährden, kann sich die 
Gemeinschaft veranlaßt sehen, die jeweils geeig- 
netsten Schutzmaßnahmen anzuwenden. 

III. Übergangsbestimmungen 

22. Die Entwicklung der Zuckerwirtschaft verlief 
in den einzelnen Mitgliedstaaten in der Vergangen- 
heit infolge der Wirtschaftspolitik und insbesondere 
der Zuckerpolitik der Mitgliedstaaten in verschie- 
dener Richtung. Im Zuge dieser Politik bildeten 
sich in jedem Mitgliedstaat besondere Produktions- 
und Versorgungsverhältnisse sowie besondere 
Strukturen heraus. Eine sofortige Einführung einer 
gemeinsamen Zuckerpolitik mit einheitlichem Preis- 
niveau würde das wirtschaftliche Gleichgewicht auf 
der Ebene der Gemeinschaft wie auf der Ebene der 
einzelnen Mitgliedstaaten gefährden. 

Um einen harmonischen Übergang in Verbindung 
mit einer Restrukturierung der Erzeugung nach dem 
Prinzip der Spezialisierung zu gewährleisten, 
erschien es daher erforderlich, für eine Anpassungs- 
zeit von 7 Jahren besondere Übergangsbestimmun- 
gen vorzusehen. 

23. In seiner Entschließung vom 26. Juli 1966 hat 
der Rat für die einzelnen Mitgliedstaaten Grund- 
mengen festgesetzt, für die die Gemeinschaft eine 
gemeinsame Preis- und Besatzgarantie in Verbin- 
dung mit den in der gleichen Entschließung festge- 
setzten Preisen bietet. 

Die einzelnen Mitgliedstaaten haben demnach diese 
Grundmengen nach Maßgabe einer als Bezugsgröße 
dienenden Durchschnittsproduktion in den Wirt- 
schaftsjahren 1961/62 bis 1965/66 durch individuelle 
Grundquoten auf die einzelnen Zuckerfabriken ihres 
Gebiets zu verteilen. 

Diese Grundquoten werden für die Zuckerrüben- 
erzeuger festgesetzt. Sollte die Anwendung dieser 
Quoten infolge der Entwicklung des Produktions- 
potentials oder der Struktur der Zuckerindustrie 
auf Schwierigkeiten stoßen, so sind Berichtigungen 
nur insofern zulässig, als sie gewissen Regeln ent- 
sprechen, die vom Rat festzulegen sind. 

Mit diesen Regeln müssen insbesondere die Inter- 
essen der Zuckerrübenbauern gewahrt werden. 
Wird eine Zuckerfabrik von einer anderen über- 
nommen, so haben die Zuckerrübenerzeuger, die 
von der übernommenen Zuckerfabrik abhängen, 
Anspruch auf gleichwertige Bedingungen, wie sie 
ihnen bisher geboten wurden. 
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24. Um den Maßnahmen zur Produktionsausrich- 
tung ein Höchstmaß an Wirksamkeit zu verleihen, 
muß die Preisgarantie auf die Grundquoten be- 
schränkt werden. Soweit diese Quoten überschritten 
werden, müssen sich die Zuckerrübenerzeuger und 
Zuckerhersteller an den Absatzkosten beteiligen. In 
erster Linie muß indessen bei gleichzeitiger Ver- 
meidung hoher Überschüsse die Möglichkeit ge- 
schaffen werden, die Produktion in den Gebieten 
auszuweiten, die für den Zuckerrübenanbau beson- 
ders geeignet sind. 

Müßten die gesamten Absatzkosten von den Zuk- 
kerherstellern und Zuckerrübenbauern getragen 
werden, so entstünde zwischen der Produktion im 
Rahmen der Grundquote und der darüber hinaus- 
gehenden Produktion ein scharfer Bruch mit einem 
erheblichen Preisgefälle, durch das in den für eine 
Spezialisierung geeigneten Gebieten eine harmo- 
nische Produktionsausweitung unter wirtschaftlich 
vertretbaren Bedingungen und nach einem progres- 
siven Anpassungsrhythmus in Frage gestellt würde. 
Aus diesen Gründen erschien es angezeigt, die 
Wirkung der restriktiven Maßnahmen durch eine 
zusätzliche Quote abzuschwächen, die für eine Pro- 
duktion bis maximal 135 v. H. der Grundquoten 
gilt. 

Für die Mengen zwischen der Grundquote und der 
Höchstquote bietet die Gemeinschaft eine Absatz- 
garantie mit einer beschränkten Preisgarantie. Diese 
Höchstquote, die sich nach einem Koeffizienten be- 
stimmt, ist bis zum Wirtschaftsjahr 1970/71 grund- 
sätzlich unveränderlich, kann jedoch nach Maßgabe 
der tatsächlichen Produktions- und Verbrauchsent- 
wicklung überprüft und geändert werden. 

25. Bei Überschreitung der Höchstquote muß die 
finanzielle Verantwortung in vollem Umfang von 
den Zuckerrübenerzeugern und Zuckerherstellern 
getragen werden. Dieser Teil der Produktion wird 
für den Binnenabsatzmarkt gesperrt und muß auf 
Kosten der Zuckerbranche exportiert werden. 

26. Die Begrenzung der Preis- und Absatzgarantie 
stellt eine Ausnahme von den grundsätzlichen 
Regeln der Agrarpolitik für die übrigen Erzeugnisse 
der Gemeinschaft dar. Im Interesse der Zucker- 
rübenbauern beschränkt sich die Preisgarantie nicht 
auf die Grundmengen, sondern auf eine Garantie- 
menge in Höhe von 105 v. H. des voraussichtlichen 
Verbrauchs. Diese Garantiemenge kann außerdem 
insofern als Schwelle für die Beteiligung an den 
Absatzkosten betrachtet werden, als diese Regelung 
erst dann einsetzt, wenn die Gesamtproduktion der 
Gemeinschaft die Garantiemenge überschreitet. 

27. Überschreitet die Gesamterzeugung der Ge- 
meinschaft 105 v. H. des voraussichtlichen Ver- 
brauchs für das laufende Zuckerwirtschaftsjahr, so 
haben die Zuckerhersteller eine Produktionsumlage 
abzuführen, mit der ein Teil der Kosten beim 
Absatz der über die Grundquote hinausgehenden 
Mengen bis zu einer Höchstmenge von 135 v. H. 
dieser Grundquote gedeckt werden soll. 


überschreitet die Gesamterzeugung die- Grundmen- 
gen und den Verbrauch, ohne jedoch die Garantie- 
menge zu übersteigen, so muß die Umlage nicht ent- 
richtet werden, überschreitet jedoch die Produktion 
inerhalb der Höchstquoten die Garantiemenge, so 
berechnen sich die Absatzlasten nach folgender 
Maßgabe: 

Die Differenz zwischen der Produktionsmenge und 
der Garantiemenge wird mit den beim Absatz ent- 
stehenden Verlusten je Gewichtseinheit multipli- 
ziert. Dieser Betrag wird durch die Differenz zwi- 
schen der Produktionsmenge und den Grundquoten 
geteilt. Das Ergebnis dieses Rechenvorganges ist 
die Umlage je Gewichtseinheit, die die Hersteller 
für die über die Grundquote ihrer Fabrik hinaus 
erzeugten Mengen — unter Ausschluß der die 
Höchstquoten überschreitenden Mengen — abzu- 
führen haben. 

Diese Produktionsumlage darf einen bestimmten 
Höchstbetrag nicht überschreiten, damit für die über 
die Grundquote hinausgehenden Zuckerrübenmen- 
gen ein Mindestpreis gesichert wird. 

28. Verschiedene Durchführungsbestimmungen fal- 
fen infolge ihrer Bedeutung in die Zuständigkeit des 
Rats und müssen zusammen mit den abgeleiteten 
Interventionspreisen festgelegt werden. 

Für das Wirtschaftsjahr 1968/69 hat der Rat durch 
Festsetzung des Zuckerrübenmindestpreises für die 
über die Grundquoten hinausgehenden Mengen 
auf 10 Rechnungseinheiten je Tonne den Höchst- 
betrag der Produktionsumlage sowie den Prozent- 
satz der Beteiligung der Zuckerrübenerzeuger be- 
reits mittelbar festgesetzt, 

29. Für die über die Höchstquote hinausgehende 
Zuckerproduktion gibt die Gemeinschaft weder eine 
Preis- noch eine Absatzgarantie. Zur Vermeidung 
von Störungen auf dem Binnenmarkt müssen diese 
Mengen daher außerhalb der Gemeinschaft zum 
Weltmarktpreis abgesetzt werden. Demzufolge müs- 
sen die Zuckerrüben, die zu diesen Überschüssen 
Anlaß geben, zu einem Preis gekauft werden kön- 
nen, der zwischen dem Zuckerhersteller und dem 
Zuckerrübenerzeuger frei vereinbart wird. 

30. Um jedem Zuckerrübenerzeuger die Möglichkeit 
zu bieten, seine Produktion nach den für die ver- 
schiedenen Anlieferungsklassen gezahlten Preise 
auszurichten, muß unbedingt vermieden werden, 
daß ein gemischter Zuckerrübenpreis durch Aus- 
gleich der Erlöse für Zuckerrübenlieferungen inner- 
halb der Grundquote, innerhalb der Höchstquote 
und außerhalb der Höchstquote gezahlt wird. 

Zu diesem Zweck und um zu gewährleisten, daß 
sich die Einhaltung der Quoten tatsächlich auf der 
Stufe des Zuckerrübenerzeugers auswirkt, mußte 
für den Abschluß der Verträge ein Vorrang fest- 
gelegt werden. So dürfen die Zuckerhersteller Kauf- 
verträge für Mengen außerhalb der Grundquote der 
Fabrik erst dann abschließen, wenn diese Grund- 
quote vollständig auf die einzelnen Zuckerrüben- 
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erzeuger aulgeteilt worden ist. Desgleichen können 
Kaufverträge für Mengen über die Möchstciuoie 
hinaus erst abgeschlossen werden, wenn das Kon- 
tingent zwischen Grundcjuote und Höchstquote voll- 
ständig ausgenutzt worden ist. 

31. In Italien stößt die Zuckerrüben- und Zucker- 
erzeugung auf natürliche und strukturelle Schwie- 
rigkeiten. Diese durch das Mittelmeerklima und 
die verspätete Einführung neuzeitlicher Produk- 
tionsmethoden bedingte Lage rechtfertigt die Ge- 
währung von Beihilfen für die Zuckerrübenerzeu- 
gung. Da außerdem die Zuckerrübenverarbeitung 
insbesondere durch die nur kurz dauernde Saison 
kostspieliger ist, erscheint es gerechtfertigt, durch 
eine Beihilfe für die Zuckerherstellung eine Anpas- 
sung der Struktur der Zuckerindustrie an diese 
Besonderheiten vorzusehen. 

32. Die Liberalisierung des Warenverkehrs sowie 
die Beseitigung aller Maßnahmen mit gleicher Wir- 
kung wie mengenmäßige Beschränkungen gelten 
auch für die Milgliedstaaten. 

Für einen freien Verkehr müssen die Waren jedoch 
verschiedene allgemeine Bedingungen zollrecht- 
licher Art erfüllen. Diese Bedingungen sind Gegen- 
stand einer Reihe von Vertragsbestimmungen über 
den Abbau der Zölle und mengenmäßige Beschrän- 
kungen zwischen den Mitgliedstaaten sowie über 
die Bestimmung des Begriffs des freien Verkehrs. 

33. Den Bestimmungen dieser Verordnung liegt 
eine jährliche Festsetzung des Preisniveaus für das 
folgende Wirtschaftsjahr zugrunde. Jede Änderung 
der Preise für das folgende Wirtschaftsjahr im Sinne 
einer Erhöhung oder Verringerung kann zu Speku- 
lationen Anlaß geben, die sich je nach Fall in der 
Weise auswirken, daß die Bestände in der Zeit vor 
Inkrafttreten eines geänderten Preises zurückbehal- 
ten bzw. aufgelöst werden. Diese Gefahr wird noch 
dadurch verstärkt, daß sich die Ernte in der Ge- 


iiKÜnschaft auf verschiedene Zeitabschnitte während 
des Jahres verteilt. Um Marktstörungen auf Grund 
dieser Situation zu vermeiden, muß eine Möglich- 
keit vorgesehen werden, für den Übergang von 
einem Wirtschaftsjahr zum anderen die erforder- 
lichen Übergangsbestimmungen zu beschließen. 

34. Für die Durchführung der in Aussicht genom- 
menen Maßnahmen — Beschränkung der Preis- und 
Absatzgarantie, Einlagerungs-, Abschöpfungs- und 
Erstattungsregelung — ist es unerläßlich, daß die 
Mitglicdstaaten eine Reihe von Angaben übermit- 
teln. Diese Verpflichtung zur Übermittlung der 
Angaben wie auch die Art der Angaben müssen im 
einzelnen geregelt werden. 

35. bis 38. 

Zur Zuckermarktorganisation gehören eine Reihe 
praktischer oder technischer Beschlüsse wie auch 
Beschlüsse, die innerhalb einer gewissen Frist in 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und nach 
deren Stellungnahme gefaßt werden können müs- 
sen. Beschlüsse dieser Art fallen in die Zuständig- 
keit eines Verwaltungsausschusses, der nach dem 
gleichen Verfahren arbeitet, das im Rahmen ande- 
rer Verordnung festgelegt worden ist. 

39. Für die finanziellen Aspekte der Regelung gel- 
ten die Durchführungsbestimmungen zur Verord- 
nung über die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik. 

In seiner Entschließung vom 26. Juli 1966 hat der 
Rat gemäß Artikel 227 Absatz 2 die französischen 
überseeischen Departements, was den Zuckersektor 
betrifft, in den Anwendungsbereich des Artikels 40 
Absatz 4 des Vertrags sowie der hierzu ergangenen 
Durchführungsbestimmungen einbezogen. Da diese 
Departements eine Finanzhilfe aus dem Euro- 
päischen Entwicklungsfonds erhalten, haben sie 
jedoch keinen Anspruch auf Zuschüsse aus der 
Abteilung Ausrichtung des EAGFL. 
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